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Kleine Anfrage 159 

des Abgeordneten Christoph Schulze 

fraktionslos 

 

an die Landesregierung 

 

Mehrkosten am BER im Rahmen des Eröffnungsversuchs 3. Juni 2012 

 

Im BER-Sonderausschuss der 5. Wahlperiode ist mehrfach erörtert worden, dass es 
aufgrund der Bemühungen der Geschäftsleitung der Flughafengesellschaft den 
Flughafen doch noch zum 03. Juni 2012 zu eröffnen, zu erheblichen Mehrkosten 
gekommen sei. In diesem Zusammenhang war von Mehrkosten von 800 Mio € bis 1 
Milliarde € die Rede. In diesem Zusammenhang wurde insbesondere Ende 
2013/Anfang 2014 im BER-Sonderausschuss erörtert, dass von diesen 
Handwerkerrechnungen noch zahlreiche Rechnungen offen seien.  

 

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Welche tatsächlichen Mehrkosten sind im Rahmen des Versuchs der noch 

fristgerechten Eröffnung des Flughafens zum 03. Juni 2012 entstanden? 

2. Welche Nachträge bzw. Mehrkosten haben Firmen im Rahmen  des Versuchs 

der Zielerreichung fristgemäßer Eröffnung am 03. Juni 2012 der FBB in 

Rechnung gestellt? 

3. Wie viele von diesen Nachträgen bzw. zusätzlichen Kosten sind im Jahr 2012 

angemeldet worden?  

4. Wie viele von diesen Nachträgen bzw. zusätzlichen Kosten sind im Jahr 2013 

angemeldet worden? 

5.  Wie viele von diesen Nachträgen bzw. zusätzlichen Kosten sind im Jahr 2014 

angemeldet worden? 

6. Wie viele von diesen offenen Handwerkerrechnungen wurden 2012 bezahlt? 

Wie viele waren 2012 noch offen, und zwar in Anzahl und in Volumen mit 

Millionen €?  

7. Wie viele von diesen offenen Handwerkerrechnungen wurden 2013 bezahlt? 

Wie viele waren 2013 noch offen, und zwar in Anzahl und in Volumen mit 

Millionen €?  



8. Wie viele von diesen offenen Handwerkerrechnungen wurden 2014 bezahlt? 

Wie viele waren 2014 noch offen, und zwar in Anzahl und in Volumen mit 

Millionen €?  

9. Sind nunmehr alle offenen Rechnungen aus dem Versuch, den Flughafen 

doch noch fristgerecht zum 03. Juni 2012 zu eröffnen, beglichen?  

10. Aus welchen Finanzmitteln wurden diese Kosten beglichen?  

11. Wurde dazu auch der Milliarden €-Zuschuss der Gesellschafter, welche im 

Rahmen der  EU-Notifizierung genehmigt worden ist, in Anspruch 

genommen? 

12. Wenn ja, wie viel? Wenn nein, woher wurde das Geld dann genommen? 

 

 

 

 
  


